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Nr. J63/J 
11 -At!1Jder Beilagen zu den Stenographischen Protokollen 

A N FRA G E des NatioJla!ra~es XVll. Gesetzgebungsperiode 

1987 -10- 0 1 
der Abgeordneten Smolle, Geyer und Genossen 

an den 
Herrn Bundesminister für öffentliche Wirtschaft llild Verkehr 
betreffend die Trassenführtmg der künftigen Südautobahn zwischen Kagenfurt-Os t 

.1.1 llild Völkennarkt 

In Sachen TrassenfUhrung der kUnftigen SUdautobahn zwischen 
Klagenfurt-Ost und Völkermarkt hat das Bundesministerium fUr 
Wirtschaftliche Angelegenheiten am 8. Juli 1987 einen Verordnung­
senh.urf ausgesandt, welchEm' den Planungsbereich radikal ein'" 
schränkt bzw. neu definiert <Zahl 927 502/4-V 1/14-18). Demnach 
soll die in der Hauptsache durch das Klagenfurter Stadtgebiet, 
sUdlieh von Hörtendorf und entlang der Bahnlinie verlaufende 
sogenannte "Amtstrasse" nicht mehr in Betracht gezogen werden, 
welche seit mehr als einelD Jahrzehnt die Grundlage der Raumord­
nungs- und Besiedlungspolitik dieses Raumes bildet. Stattde:5sen 
wird nun eine TrassenfUhrung bestimmt, welche durch die Gemeinde­
und Siedlungsgeblete von Magdalensberg und Poggersdorf und qu~r 
zum Einzugsbereich des Wasserschongebietes Klagenfurt-Ost ver­
läuft. 

Als erste Absichten in diese Richtung im Dezember 1985 
"unvl':!rbindlich" und "als Disku:::;sionsbeitrag" veröffentlicht wur­
den, bildete sIch sofort eine InitIative betroffener BUrger, die 
mi t ,':')00 Vn ten3chr iften Ihrer Forderung nach einem fairen, offenen 
Planungsverfahren unter Einbeziehung von BUrgervertretern Nach­
d~uck verlieh; in die gleiche Richtung äußerten sich die Gemein­
devertl-etungen Magdalensberg und Poggersdorf. Doch alle Verspre­
c.hu1I3en der zuständigen Politiker und Beamten: e:5 werde unter 
Mitsprache eier BUrger ein objektives Verfahren gebeII, wobei die 

. TJ-a~s:=>e durch Magdalensberger und Poggersdorfer Siedlungsgeblete 
"eine erw::.thafte Variante neben anderen" (LR Dr. Haider) bilden 
so111e, blieben uneingeli:Sst. Bis dato ~3tellt sich die Autobahn­
Planung Klagenfurt-Völkermarkt aus der Sicht vieler BUrger al~5 

eille Gesc~lichte gebrochener Vereinbarungen, von Täuschungsmanö­
verl1 und gröblicher Mißachtung von BUrgerrechten dar. 

Be:30lldere Betroffenheit Wstt= nun die Absicht des MinisteriulDs 
aus, per Verordnung den Planungsbereich fUr die kUnftige Verbin­
dung Klagenfurt-Völkermarkt auf eine Weise einzuschränken, die 
BUr CI,'::> r und Ciemei.nden vor vollendete Tat:3achen stellt, die alle 
bi:3her als eilJ isermaßen gUI tig erachteten Val" ianten von vorn­
herein aus:5chließt und die somit auch jede Art von offener 
F'lanullg <wie ~31e in Klagenfurt selbst erfolgreich durchexerziert 
werden konnte) ad absurdum fUhren wUrd~. 
Es gibt näruli~L eine ganze Reihe von Indizien, welcbe vielen 
f:.ült').~tn deli Verddcht nahelegen, daß die verantwortlichen Auto-
1>..-1.1111 ".lanel". of fenbar unter lokalpali t j'3chen Druck von seiten 
Klag.enfurü=:. stehend, altei-native Tras:3E!HfUhrungen (z.B. di~ Eilte­
ren ~artenwerken eigetragene Arutstrasse) nicht mehr in Erwägung 
zieh~n dUrfen: so bietet die Stadt Klagenfurt die in ihrem Besitz 
bei i nd li.:;hen, auf der Amtstras:3e gelegenen Liegen:3chaften zum 
Ver kdUf a11; lieue Stadtpläne zeigen bereits eine neue TrassenfUh­
rung <und zwar Jene, die offizie~l und bis jetzt als 
"[)i:~,1{us~3ionsbeitrag" bezeichnet wird); jede offene Planungsdis­
Y.w:.'=.ion wird verschleppt, mit dem Ziel offenbar, durch eine 
Veloldnung betreffend den mHglichen Planung~bereich vollendete 
Ti'at:~~QI;han zu !3dldffen. 
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Äu0erst undurchsichtig erscheint den betroffenen BUrgern der 
Vermdnungselltwurf auch im Hinblick auf die Wasserschutz-Proble­
lUd t Ik i.n d ie::;em Haum. Die Amtstrasse war ja vor allem aus 
UmweltgrUndeIl außerhalb, da:=> heißt :5Udlich, der Grundwa::;serfluß­
Strömung verlaufen, wohingegen der ministeriell gewÜnschte 
Planungsbereich direkt über diesen Einzugsbereich hin sich 
en;treckt, wobei sich der '3tidliche Rand des Planungsbereichs 
identisch ist mit der sogenannten 30-Tage-Grenze der Verweildauer 
des Grundwas:=.ers. Das heißt: bei einem <z.B. Tanker-)Unfall auf 
der Autobahn wUrde das verseuchte Wasser 30 Tage brauchen, um zu 
den Trinkwa:5serbrunnen zu gelangen. 

Die BUrgerinitiative hat;s~chwiederholt und mit allem Nachdruck 
bereit erklärt, an einem objektivierten Verfahren zur Trassetibe­
wertung mitzuwirken und bekennt sich weiter zu diesen mit den in 
Kär n ten ressortzuständ igen bzw. zuständ ig gewes~nen Landesräten 
Dipl.- Ing Freum:;chlag und Dr. Haider getroffenen Vereinbarungen. 
Gegenständlicher Verordnungsentwurf freilich, der auch von den 
Gemeinden Magdalensberg und Poggersdorf a1::3 unzumutbar empfunden 
und abgelehnt wird, stellt einen offenbar gezielten RUckfall in 
obrigkeitsstaatliches Planungsdenken dar und wtirde selbstver­
::::.tändl ich auf erbitterten Widerstand der betroffenen stoßen. 

Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher folgende 

ANFRAGE 

1) Welche Gründe liegen vor, die es dem Ministerium geboten 
er:3cbeinen la:::;:5en, eine bUrgernahe, für verschiedene Varianten 
offene Diskussion per Verordnung eines eingeschränkten Planungs­
bereichs fUr die kUnftige AutobahnfUhrung Klagenfurt - VHlker­
markt auszuschließen? -
2) Welche GrUnde liegen im;besonders vor, die sogenannte Amts­
trasse aus einem objektiven Trassenvergleich auszuklammern,zumal 
diese Amtstrasse ~it Millionenaufwand bereits geologisch unter~ 
sucht und von allen zuständigen politischen Gremieri gebilligt 
worden war und die entscheidende Grundlage fUralle raumordnungs­
politischen Maßnahmen im Raum Klagenfurt-Ost dargestellt hatte, 
lind ferner das Was:3erschongebiet Klagenfurt Ost in der Tat 
verscl1ont~ 

3) Wie kommt es;, daf3, Landkartenverlage offenbar schon vor zwei 
Jahren mit Unterlagen tiber·eine künftige TrassenfUhrung versorgt 
v/orden :3ind, welche, laut off izieller Aussage Kärntner Planungs­
behörden, erst einmal gemeinsam mit BUrger- und Gemeindevertre­
t,;~r [I t'-~r-arbei b~ t werden soll? 

4) :~;tdü die::=.e ~:';l::heu vor einem objektiven Tras'3envergleich im 
Zusammenhang mit Druck von seiten Klagenfurter Stadtpolitiker, 
I'/.:::h..:he Sil::;h weigern, eiHem Tras:5envergleich zuzustimmen? 

, 

5) Welche Schritte gedenk1~ da:3Mini::3terium zu unternehmen) um das 
~erstörte Vertrauen zwischen Autobahnplanern und Bürgern wieder­
Iterzw;telh::m'-:" 

? 

....... - .-863/J XVII. GP - Anfrage (gescanntes Original)2 von 3

www.parlament.gv.at



-- --~ 

6) Ist es, möglich, Autostraßen heute so sicher zu bauen, daß eine 
Grundwasserverseuchung.ausgeschlossen werden kann? - Wenn ja, 
weshalb muß dann eine 30-Tage-Grenze eingehalten werden, welche 
die Autobahntrasse in Siedlungsgebiete drUcken würde? - Wenn 
nein, weshalb will das Ministerium per Verordnung dann jede 
Lösungsmöglichkeit ausschließen, die entweder die Trasse südlich 
der Brunnen fUhrt oder aber eine Verlegung der Brunnen in den 
Norden der Trasse. vorsieht? 

7) Ist das Ministerium angesichts des Umstandes, daß der Kärntner 
Landesgeologe zunächst eine Verweildauer von 60 Tagen, dann 
jedoch eine solche von 30 Tage~ gefordert hatte, bereit, ein 
unabhängiges Wa!5!5ergeolosi7lches Gutachten als Grundlage fUr wei-
tere Entscheidungen henüiiuziehen?· . ., 11..t., 

8) Ist das Ministerium bereit. im Hinblick auf eine tlffentliche 
Diskussion der TrassenfUhrung auf eine Vertlffentlichung auch der 
unter Verschluß gehaltenen WassergUte-Gutachten hinzuwirken? 

9) Ist dem Ministerium bekannt, daß in jenem Wasserschongebiet, 
das laut Verordnungsentwurf von jeder Trassierung aus Wasser­
schutzgrUnden freigehalten werden ~oll, von seiten der Stadtge­
meinde Klagenfurt giftiger Klärschlamm abgelagert wird? 

10) I!3t der zuständige Minister bereit, den Verordnungsentw'urf mit 
dem Ziel zurUckzuziehen, den BUrgern der tlstlichen Nachbargemein­
den von Klagefurt bei der Festlegung der Autobahn-TrassenfUhrung 
da!5!3elbe Mitsprachrecht einzuräumen, wie es die Btlrger der 
Landeshauptstadt Klagenfurt genossen haben? 

11) Ist der Minister bereit, mit der Verordnung der Umfahrung 
Klagenfurt so lange zuzuwarten, bis auch die Lage der weiterfüh­
renden Tra!3se Klagenfurt - Völkermarkt auf der Grundlage objekti­
ver Trassenvergleiche geklärt ist? 
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